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Datum: 12.12.2022 
Telefon: 0 233-60154
Telefax: 0 233-989 60154 
Yvonne Schiemenz-Cullmann 
y.schiemenz-cullmann@muenchen.de 
 

 Baureferat
Geschäftsleitung
BAU-RG 
 

   

StR-Antrag Nr. 20-26 / A 02540  
hier: Bitte um Auskunft und Textbeitrag zum Vorkommen digitaler Gewalt in den 
Referaten und Eigenbetrieben zur Einarbeitung in die Beschlussvorlage 
 
 
 
Stellungnahme Baureferat 
 
 

POR-4/42 Zentrale Beschwerdestelle nach dem AGG 
für sexuelle Belästigung, häusliche Gewalt und Mobbing 
(ZAGG), Frau Dr. Kaster-Müller und Frau Stern 
 
 
Das Baureferat nimmt zu dem oben genannten Antrag und unter Bezugnahme auf Ihre 
Zuleitung vom 27.10.2022 wie folgt Stellung: 
 
 
Zu 1. Inwiefern und in welchem Umfang sind die Beschäftigten in Ihrem Referat bzw. 
Eigenbetrieb von (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt seitens der Bürger*innen, 
Kund*innen, Klient*innen, etc. betroffen, insbesondere in welchen Bereichen bzw. 
Abteilungen und über welche digitalen Medien? Nennen Sie bitte ggf. auch 
anonymisierte Fallbeispiele mit Angaben zu Bereich/Abteilung, betroffene Person 
(Führungskraft oder Mitarbeitende?), genutztes digitales Medium, Art/Thema der 
digitalen Gewalt, z.B. Hassrede, Beleidigung, etc.) 
 
Im Baureferat ist lediglich ein Fall bekannt, in dem ein Mitarbeiter über E-Mail persönlich durch 
eine*n Bürger*in beleidigt und damit die Grenze eines respektvollen Umgangs miteinander 
überschritten wurde. 
Auslöser für diese E-Mail war eine vermeintliche Unzufriedenheit mit der Sachbehandlung.
 
 
Zu 2. Gibt es in Ihrem Referat bzw. Eigenbetrieb konkrete Maßnahmen zur Erfassung von 
Fällen digitaler Gewalt, z.B. ein Meldesysteme, Formular, etc.? 
 
Aufgrund der bislang noch nicht aufgetretenen Problematik gibt es bislang noch keine 
konkreten Maßnahmen zur Erfassung derartiger Fälle. 
 
 
Zu 3. Werden die betroffenen Beschäftigten vor Ort unterstützt? Falls ja, in welcher Form? 
 
Beschäftigte können sich in Fällen von (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt im 
Baureferat vertrauensvoll an ihre Führungskräfte, an die Personalvertretungen sowie an die 
örtliche Gleichstellungsbeauftragte wenden.  
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Im konkreten Fall wurde seitens der Führungskräfte ein persönliches Gespräch mit dem 
Mitarbeiter geführt und es wurde gemeinsam die Rückmeldung der Dienststelle an die*den 
Bürger*in verfasst. 
 
 
Zu 4. War das Unterstützungsangebot der Landeshauptstadt München für die betroffenen
Beschäftigten in den jeweiligen Einzelfällen aus Ihrer Sicht ausreichend oder wären 
konkrete weitere Präventions- und/oder Interventionsmaßnahmen sinnvoll gewesen? 
 
Die Handhabung war im vorliegenden Fall ausreichend. 
 
 
Zu 5. und 6.  
 
Die Fragen 5 und 6 werden von den MSE als Eigenbetrieb beantwortet. 
 
 
Das Baureferat ist sich bewusst, dass durch die Digitalisierung neue Formen von Gewalt 
entstehen und dass diese auch Risiken von geschlechtsspezifischer Gewalt in sich bergen.
 
Es ist wichtig, unsere Beschäftigten vor jeglicher Art von Gewalt zu schützen. Daher werden 
Maßnahmen zur Prävention und Intervention bei (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt von 
Seiten des Baureferats begrüßt. 
 
 
 
 
 
gez. 
Daniel Bauer 

3



4



5



6



 

  

 

Datum: 14.02.2023 
Telefon: 0 233-92467 
Telefax: 0 233-24005 
Zara Jakob Pfeiffer 
jakob.pfeiffer@muenchen.de 
 

 Gleichstellungsstelle 
für Frauen 
 

 
 
 
 

  

   

Prävention und Bekämpfung von digitaler Gewalt 
 
StR-Antrag 20-26 / A 02540 
POR-4/42-22/1285 
 
 
Stellungnahme der Gleichstellungsstelle für Frauen zur Abfrage des POR-4/42 Zentrale 
Beschwerdestelle nach dem AGG für sexuelle Belästigung, häusliche Gewalt und 
Mobbing (ZAGG) zum Vorkommen digitaler Gewalt in den Referaten und Eigenbetrieben 
sowie zu notwendigen Präventions- und Interventionsmaßnahmen.  
 
 
 
1. Inwiefern und in welchem Umfang sind die Beschäftigten in Ihrem Referat bzw. 
Eigenbetrieb von (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt seitens der Bürger*innen, 
Kund*innen, Klient*innen, etc. betroffen, insbesondere in welchen Bereichen bzw. 
Abteilungen und über welche digitalen Medien? Nennen Sie bitte ggf. auch 
anonymisierte Fallbeispiele mit Angaben zu Bereich/Abteilung, betroffene Person 
(Führungskraft oder Mitarbeitende?), genutztes digitales Medium, Art/Thema der 
digitalen Gewalt, z.B Hassrede, Beleidigung, etc.) 
 
Die Gleichstellungsstelle für Frauen ist als Querschnittstelle, die u.a. zu Themen wie 
Gleichstellung, Frauenförderung, Gender Mainstreaming, geschlechtsspezifische Gewalt, 
Antifeminismus arbeitet, immer wieder mit Formen digitaler Gewalt und insbesondere 
Hassrede und Beleidigung befasst. Dies betrifft beispielsweise die Social Media Kanäle 
(Facebook / Instagram), in Einzelfällen aber auch die Leitung und Mitarbeiter*innen der Stelle. 
 
Im Rahmen der Beratung von städtischen Beschäftigten und Bürger*innen sowie durch den 
fachlichen Austausch mit Politik, Verwaltung und den Fachberatungs- und Anlaufstellen ist die 
Gleichstellungsstelle für Frauen über Vorkommnisse digitaler Gewalt im gesamten Spektrum 
des Feldes, das in der Abfrage aufgeführt wurde, informiert.  
 
 
2. Gibt es in Ihrem Referat bzw. Eigenbetrieb konkrete Maßnahmen zur Erfassung von 
Fällen digitaler Gewalt, z.B. ein Meldesysteme, Formular, etc.? 
 
Eine systematische Erfassung von Fällen digitaler Gewalt gibt es bei der Gleichstellungsstelle 
für Frauen nicht. Über die Vernetzungs- und Gremienarbeit der Gleichstellungsstelle für 
Frauen (Runder Tisch gegen Männergewalt, Arbeitsgruppe Gewalt der 
Landesarbeitsgemeinschaft der bayerischen Gleichstellungsbeauftragten, 
Koordinierungstreffen der städtischen Fachstellen zu Gleichstellungs- und Geschlechterfragen, 
Stadtratskommission zur Gleichstellung von Frauen, Fachforum Münchner Mädchenarbeit 
u.a.) wird das Themenfeld digitale Gewalt in den unterschiedlichen Formen und Ausprägungen 
sowie die damit verbundenen Herausforderungen und Bedarfe im Unterstützungssystem 
intensiv diskutiert. Aktuell wird im Zuge der Umsetzung des 2. Aktionsplans der Europäischen 
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Charta zur Gleichstellung von Frauen und Männern mit dem Schwerpunkt 
geschlechtsspezifische Gewalt eine Maßnahme zum Themenfeld „Digitale Gewalt“ umgesetzt. 
Mit der Maßnahme 3.7.1 „Beratungs- und Unterstützungsangebot bei digitaler Gewalt“ werden 
in einer vierteiligen Veranstaltungsreihe mit Expert*innen aus den unterschiedlichen Bereichen 
der Stadtverwaltung, dem Hilfesystem und der Polizei die Handlungsbedarfe und für München 
nötige Unterstützungsangebote im Feld digitaler Gewalt mit Schwerpunkt auf 
geschlechtsspezifische Gewalt erfasst. Folgende Veranstaltungen wurden und werden 
durchgeführt:  
 

 21.09.22 
Auftaktveranstaltung: „Geschlechtsbezogene digitale Gewalt: Aspekte aus dem Dritten 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung“ 

 
 05.12.22 

Rechtliche Grundlagen, Rahmenbedingungen und Möglichkeiten bei digitaler Gewalt 
 

 26.01.23 
Praxisworkshop: Digitale Ortung und Überwachung. Schutzmaßnahmen für 
Hilfseinrichtungen 

 
 10.03.23  

Polizeiarbeit: Erfahrungen, Prävention und Intervention bei digitaler Gewalt 
 
Die Ergebnisse dieses Prozesses und damit verknüpfte Handlungsempfehlungen werden im 
ersten Halbjahr 2023 in der Stadtratskommission zur Gleichstellung von Frauen vorgestellt.  
 
 
 
3. Werden die betroffenen Beschäftigten vor Ort unterstützt? Falls ja, in welcher Form? 
 
Die Gleichstellungsstelle für Frauen unterstützt städtische Beschäftigte und Bürger*innen, die 
sich mit Anliegen im Bereich digitaler Gewalt an sie wenden, durch Beratung und ggf. 
Vermittlung an geeignete Anlauf- und Hilfestellen innerhalb und außerhalb der 
Stadtverwaltung.  
 
 
4. War das Unterstützungsangebot der Landeshauptstadt München für die betroffenen 
Beschäftigten in den jeweiligen Einzelfällen aus Ihrer Sicht ausreichend oder wären 
konkrete weitere Präventions- und/oder Interventionsmaßnahmen sinnvoll gewesen? 
 
 
Aus Sicht der Gleichstellungsstelle für Frauen ist das vorhandene Unterstützungsangebot nicht 
ausreichend. Insbesondere im Bereich der Prävention- aber auch im Bereich der Intervention 
besteht erheblicher Handlungsbedarf. Dies umfasst insbesondere folgende Aspekte:  
 

 Präventionsangebote, in Form von niedrigschwelligen Sensibilisierungsmaßnahmen, 
Informations- und Fortbildungsangeboten, die für die spezifischen Bedarfe angepasst 
sind sowie leicht zugängliche Informationen über vorhandene Beratungs- und 
Unterstützungsangebote für die unterschiedlichen Fälle – insbesondere für folgende 
Bereiche:  
 

o Beschäftigte mit direkten Kontakten zu Bürger*innen 
o Mitarbeiter*innen, die die städtischen Social Mediakanäle betreuen 
o Lehr- und Erziehungskräfte 
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o Beschäftigte in exponierten Positionen, die als Personen sichtbar in der 
Öffentlichkeit auftreten 

o Beschäftigte der unterschiedlichen Querschnittsstellen, die zu sensiblen 
Themen wie Geschlecht, Rassismus, Rechtsextremismus, LGBTIQ*, Inklusion 
etc. arbeiten sowie Beschäftigte, die zu sehr kontrovers diskutierten Themen 
arbeiten (beispielsweise Straßenumbenennungen, Umbau des städtischen 
Raums im Bereich Mobilität etc.) 

o Beschäftigte, die im Kontext von Partnerschaftsgewalt von digitaler Gewalt 
betroffen sind 

o Frauen, LGBTIQ* und von Rassismus oder Behinderung/Krankheit betroffene 
Mitarbeitende, die mit Bezug auf ihr Geschlecht, ihre sexuelle oder 
geschlechtliche Identität oder ihre Hautfarbe und/oder Herkunft oder ihre 
Behinderung von Hassrede betroffen sind 
 

 
 Ein Beratungs- und Unterstützungsangebot für die unterschiedlichen Zielgruppen, das 

sowohl präventiv beraten kann als auch bei konkreten Vorfällen befähigt ist angepasste 
Unterstützungsmaßnahmen in die Wege zu leiten (z.B. Überprüfung von Geräten, 
Tausch von Geräten, Änderung des Namens, Schutz der Meldeadresse, 
Wohnungswechsel etc.) ist notwendig.  
  

 Um einen niedrigschwelligen Zugang zu Unterstützungsangeboten zu ermöglichen sind 
für städtische Beschäftigte sowohl innerstädtische sowie externe 
Unterstützungsangebote sinnvoll.  

 
Erfahrungsgemäß wird der Großteil der Vorkommnisse, die dem Bereich der digitalen Gewalt 
zugerechnet werden können, im Einzelfall nicht bekannt. Das tatsächliche Ausmaß digitaler 
Gewalt kann erst durch umfassende Sensibilisierungsmaßnahmen, Beratungs- und 
Unterstützungsangebote erfasst werden.   
 
 
Mit freundlichen Grüßen,  
Jakob Pfeiffer 
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StR-Antrag 20-26 / A 02540 - "Prävention und Bekämpfung von digitaler Gewalt  
 hier: Auskunft und Textbeitrag zum Vorkommen digitaler Gewalt in den 

Referaten und Eigenbetrieben zur Einarbeitung in die Beschlussvorlage 
 
 
 
An 
POR-4/42-22/1285 
 
 
 
Vorbemerkung: 
 
Die Koordinierungsstelle zur Gleichstellung von LGBTIQ* (KGL) dankt für die Einbindung und 
bittet um weitere Beteiligung im Rahmen der Beschlussvorlagenerstellung.  
 
Bei der gewünschten Rückmeldung fassen wir sowohl die Erfahrungen als selber 
Dienststelle und Kolleg*innen als auch die Meldungen, die wir im Rahmen unserer Tätigkeit 
von anderen Beschäftigten anderer Dienststellen erfahren, zusammen. Wir machen dies an 
entsprechender Stelle kenntlich.   
 
Die Diskriminierung und Gewaltbetroffenheit (sowohl digital als analog) von LGBTIQ* ist hoch. 
Die städtische Definition von geschlechtsspezifischer Gewalt zeigt die hohe Vulnerabilität von 
LGBTIQ*. 
 
Um dem dienstlichen Auftrag Gleichstellungs- und Anti-Diskriminierungsarbeit gesamtstädtisch 
zu leisten, betreibt die KGL mit ihren Mitarbeiter*innen Öffentlichkeitsarbeit.  
Dabei ist bekannt, dass es einen Peer-to-Peer Bezug gibt, so das LGBTIQ*-feindliche 
Handlungen sowohl auf einer fachlichen wie auch persönlichen Ebene Auswirkungen haben. 
Diese Dimension ist auch für Beschäftigte anderer Dienststellen relevant, da z.B. im 
beruflichen Alltag LGBTIQ*-feindliche Äußerungen von Bürger*innen oder auch Kolleg*innen 
getätigt werden und nicht bekannt ist, dass die Person zu dieser Gruppe gehört. Dies kann 
unter Umständen für die Person sehr belastend sein. 
 
Die KGL steht Beschäftigten zur Beratung bei spezifischen Fragenstellungen zu LGBTIQ* im 
Arbeitskontext zur Verfügung. Auch zum Thema digitaler Gewalt. Hierzu liegen bei der KGL 
kaum Anfragen vor. Es ist davon auszugehen, dass hier ein großes Dunkelfeld besteht. Die 
biografischen Erfahrungen und persönlichen Bewältigungsstrategien zum Umgang mit 
Ausgrenzung von LGBTIQ* (z.B. Verharmlosung, Resignation, etc.) sowie die spezifischen 
LGBITQ*-Faktoren, wie ein erneutes Coming Out, Scham, etc., tragen zu diesem Phänomen 
bei. 
 
 
Stellungnahme zu Fragestellungen: 
 
1. Inwiefern und in welchem Umfang sind die Beschäftigten in Ihrem Referat bzw. 
Eigenbetrieb von (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt seitens der Bürger*innen, 
Kund*innen, Klient*innen, etc. betroffen, insbesondere in welchen Bereichen bzw. 

Oberbürgermeister 
Koordinierungsstelle zur 
Gleichstellung von LGBTIQ* 
KGL  

Telefon: 089 233-26536
Thorsten Wiedemann 
thorsten.wiedemann@muenchen.de 

Datum: 16.12.2022  
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Abteilungen und über welche digitalen Medien? Nennen Sie bitte ggf. auch 
anonymisierte Fallbeispiele mit Angaben zu Bereich/Abteilung, betroffene Person 
(Führungskraft oder Mitarbeitende?), genutztes digitales Medium, Art/Thema der 
digitalen Gewalt, z.B Hassrede, Beleidigung, etc.) 
 
 

 Anfragen über Bürgerberatung in der Regel per Mail: 
negative, beleidigende Äußerungen zu gleichstellungsrelevanten Themen durch 
Bürger*innen 

 
 Kommentarfunktion bei digitalen Medien (z.B. Onlineartikel von Zeitschriften, Teilen 

eines Artikels auf SocialMediaPlattformen, etc.): 
Abwertende und beleidigende Äußerungen zur Berichterstattung von Bürger*innen zur 
Arbeit der KGL oder einer klaren Positionierung der Landeshauptstadt München zu den 
Grundsätzen von Gleichstellung und Akzeptanz. 
 
Vereinzelt erhält die KGL Hinweise auf Kommentare bei WiLMA die für die Lesenden 
als Beleidigung oder LGBTIQ*-Feindlichkeit gedeutet werden. Die gemeldeten 
Kommentare bewegen sich nach einer juristischen Prüfung meist nicht im strafbaren 
Bereich. Fallabhängig werden stadtinterne Sensibilisierungsmaßnahmen getroffen.

 
 

 Privater Social-Media-Account  
Beleidigung und abwertende Äußerungen per Message/Kommentar im 
Zusammenhang mit beruflicher Tätigkeit durch Bürger*in 
 
 

  
2. Gibt es in Ihrem Referat bzw. Eigenbetrieb konkrete Maßnahmen zur Erfassung von 
Fällen digitaler Gewalt, z.B. ein Meldesysteme, Formular, etc.? 
  
Einzelfallanfragen bei der KGL werden statistisch erfasst. Dabei wird nicht differenziert, ob es 
sich um eine Form der digitalen Gewalt oder um andere Formen von Ausgrenzung und Gewalt 
handelt. 
  
  
3. Werden die betroffenen Beschäftigten vor Ort unterstützt? Falls ja, in welcher Form?
  
Ja, in Form von:  

 Kollegialer Beratung und Unterstützung im Team, 
 Rückhalt durch Oberbürgermeister, Hierarchie der Landeshauptstadt München, 
 verlässliche Zusammenarbeit mit ZAGG-Stelle, Rechtsabteilung, GuAD-Gremium, etc., 
 Möglichkeit der Supervision. 

  
   
4. War das Unterstützungsangebot der Landeshauptstadt München für die betroffenen 
Beschäftigten in den jeweiligen Einzelfällen aus Ihrer Sicht ausreichend oder wären 
konkrete weitere Präventions- und/oder Interventionsmaßnahmen sinnvoll gewesen?

15



  
Für die KGL sind die Kooperationsbeziehungen zu den anderen Gleichstellungs- und Anti-
Diskriminierungsstellen (sog. GuAD) enorm wertvoll zur Unterstützung und Entlastung.  
 
Auch die Beratungsangebote (z.B. durch KGL, Gleichstellungsstelle für Frauen, ZAGG, PBS, 
etc.) die von der Landeshauptstadt München vorgehalten werden, werden von Beschäftigten 
als wichtig und entlastend erlebt.  
Aus unserer Beratungserfahrung wissen wir, dass Ausgrenzungserfahrungen nachhaltig 
wirken und Beschäftigte häufig nach vielen Monaten/Jahren später Kontakt suchen, um die 
erlebte Situation zu besprechen, einzuordnen und sich zu entlasten.   
Hier benötigt es unseres Erachtens weitere Sensibilisierung, Motivation und Unterstützung der 
Beschäftigten, sich bei Ausgrenzungserfahrungen
bewertet werden, Hilfe und Unterstützung zu holen. Diese Unterstützung sollte schnell, 
niedrigschwellig und in einem geschützten Rahmen erfolgen.  
 
Führungskräften kommt der Gestaltung eines Arbeitsklimas eine wichtige Rolle zu. Daher 
sollte neben einer fachlichen Führung auch ein Schwerpunkt auf der Entwicklung eines 
Arbeits-/Teamklimas gelegt werden. Dieses sollte geprägt sein von gegenseitiger 
Unterstützung und Akzeptanz. Hierzu benötigt es Sensibilisierung, Information, Fortbildung 
und ggf. Maßnahmen zur Teambegleitung.  
 
Technische Möglichkeiten bzw. digitale Angebote sollten geprüft werden, ob sie die 
Möglichkeit einer Ausgrenzung bieten. Beispielsweise sollten einzelne Beiträge bei WiLMA 
nicht kommentier bar sein oder eine Sperrung bzw. Löschung von Kommentaren erfolgen 
können.  
 
  
Frage 5. und 6. richtet sich an Eigenbetriebe:  
 
Nichtzutreffend. 
 
 
 
 
16.12.2022 
i.A. Thorsten Wiedemann 
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mailbox-rechtsabteilung.por

Von: XXXXXXXXX 
Gesendet: Dienstag, 17. Januar 2023 14:28 
An: XXXXXXXXX 
Betreff: AW: StR-Antrag 20-26 / A 02540 - "Prävention und Bekämpfung von digitaler Gewalt 
  
Sehr geehrte Frau XXXXXXXXX 
es bleibt bei unserer Stellungnahme von letzter Woche, die jetzt auch final abgestimmt ist: 
Die im Rahmen der Stadtratsanfrage aufgeworfenen Fragen möchten wir für das RAW wie folgt 
beantworten: 
  
1. Inwiefern und in welchem Umfang sind die Beschäftigten in Ihrem Referat bzw. 
Eigenbetrieb von (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt seitens der Bürger*innen, 
Kund*innen, Klient*innen, etc. betroffen, insbesondere in welchen Bereichen bzw. 
Abteilungen und über welche digitalen Medien? Nennen Sie bitte ggf. auch 
anonymisierte Fallbeispiele mit Angaben zu Bereich/Abteilung, betroffene Person 
(Führungskraft oder Mitarbeitende?), genutztes digitales Medium, Art/Thema der 
digitalen Gewalt, z.B Hassrede, Beleidigung, etc.) 
  
Rückmeldung RAW: 
Von allen Fachbereichen, Personalrat und Örtlicher Gleichstellungsbeauftragten wurde 
„Fehlanzeige“ gemeldet. 
  
2. Gibt es in Ihrem Referat bzw. Eigenbetrieb konkrete Maßnahmen zur Erfassung von 
Fällen digitaler Gewalt, z.B. ein Meldesysteme, Formular, etc.? 
  
Rückmeldung RAW: 
Nein. Es gibt derzeit keine speziellen Maßnahmen oder Formulare zur Erfassung von Fällen 
digitaler Gewalt. 
  
3. Werden die betroffenen Beschäftigten vor Ort unterstützt? Falls ja, in welcher Form? 
  
Rückmeldung RAW: 
Da bisher keine Fälle bekannt sind, hat bisher auch keine Unterstützung vor Ort stattgefunden. 
Über die Örtliche Gleichstellungsbeauftragte, bzw. den Personalrat können die Betroffenen das 
Thema adressieren und ggf. an weitere Stellen vermittelt werden   
  
4. War das Unterstützungsangebot der Landeshauptstadt München für die betroffenen 
Beschäftigten in den jeweiligen Einzelfällen aus Ihrer Sicht ausreichend oder wären 
konkrete weitere Präventions- und/oder Interventionsmaßnahmen sinnvoll gewesen? 
  
Rückmeldung RAW: 
Da keine Fälle gemeldet wurden, gab es hierzu auch keine Rückmeldung, bzw. wurde kein 
weiterer Bedarf gemeldet. 
  
5. An die Eigenbetriebe: Inwiefern und in welchem Umfang haben Sie selbst3 gegenüber 
Beschäftigten wegen (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt Dienstaufsicht 
ausgeübt? Nennen Sie bitte ggf. auch anonymisierte Fallbeispiele mit Angaben zu 
Bereich/Abteilung, genutztes digitales Medium, Art/Thema der digitalen Gewalt, z.B 
Hassrede, Beleidigung, etc. 
  
Rückmeldung RAW: 
Nicht zutreffend 
  
6. An die Eigenbetriebe: Was für dezentrale Anlaufstellen bestehen für die Beschäftigten 
zum Thema (geschlechtsspezifische) digitale Gewalt? 
  
Rückmeldung RAW: 
Nicht zutreffend 
  
Allgemeine Stellungnahme des RAW: 
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Angesichts der Rückmeldungen begrüßen wir Punkt 2 des Antrags: 
„Die Stadtverwaltung schafft Angebote, um ihre Mitarbeiter*innen im Erkennen von und dem 
Umgang mit digitaler Gewalt zu schulen und dafür zu sensibilisieren.“ 
Es ist zu vermuten, dass digitale Gewalt oftmals nicht thematisiert oder gemeldet wird, bzw. 
aufgrund der Menge an digitalen Informationen und Kommentaren ausgeblendet und schnell 
vergessen wird. Dies trägt langfristig aber zu ihrer weiteren Verbreitung bei und senkt die 
Hemmschwellen zum Verschicken und Verbreiten von digitaler und geschlechtsspezifischer 
Gewalt. 
  
Des Weiteren sehen wir das Thema digitale Gewalt als einen Sonderbereich der Gewalt, der 
komplexes Wissen und Kompetenz innerhalb der Sozialen Medien, den rechtlichen und IT-
technischen Aspekten erfordert und bei denen Örtliche Gleichstellungsbeauftragte oder 
Personalräte  überwiegend weiter vermitteln und mögliche Ansprechpartner*innen zur 
Unterstützung nennen können. 
  
Mit freundlichen Grüßen  
XXXXXXXXX  
XXXXXXXXX 
 
Landeshauptstadt München  
Referat für Arbeit und Wirtschaft 
Referatsgeschäftsleitung 
  
Herzog-Wilhelm-Straße 15 
80331 München 
  
Tel.:  XXXXXXXXX 
 
E-Mail: XXXXXXXXX 
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Datum: 01.02.2023 
Telefon: 0-
Telefax: 0-
XXXXXXXXX
 
Stabsstelle Kommunales Bildungsmanagement und 

Steuerung 

Sachbearbeitung: Frau

Telefon: 089

Telefax: 089  

 Referat für 
Bildung und Sport 
Stadtschulrat 

   

 

 
StR-Antrag 20-26 / A 02540 - "Prävention und Bekämpfung von digitaler Gewalt 
→ hier: Bitte um Auskunft und Textbeitrag zum Vorkommen digitaler Gewalt in den 
Referaten und Eigenbetrieben zur Einarbeitung in die Beschlussvorlage    
Fragestellungen des POR 
 
 
Antworten des RBS zu den übermittelten Fragestellungen 

 
1. Inwiefern und in welchem Umfang sind die Beschäftigten in Ihrem Bereich 

von (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt seitens der Bürger*innen, 
Kund*innen, Klient*innen, etc. betroffen, insbesondere in welchen Bereichen bzw. 
Abteilungen und über welche digitalen Medien? Nennen Sie bitte ggf. auch 
anonymisierte Fallbeispiele mit Angaben zu Bereich/Abteilung, betroffene Person 
(Führungskraft oder Mitarbeitende?), genutztes digitales Medium (Bsp.: WhatsApp, 
priv. Rufnummer), Art/Thema der digitalen Gewalt, z. B Hassrede, Beleidigung, etc.) 

 
RBS-KITA 
KITA-Beschwerdemanagement: 
Es gibt per E-Mail eingehende Beschwerden, die teilweise gegen Mitarbeiter*innen direkt 
gerichtet sind, jedoch nicht unbedingt als Person, sondern lediglich in der Funktion, in der 
agiert wird. Beschwerden haben teilweise einen eher rauen und auch beleidigenden Tonfall. 
Auch bei den öffentlich einsehbaren Google-Bewertungen des Referats für Bildung und Sport 
bzw. KITA konnte festgestellt werden, dass Mitarbeiter*innen von KITA namentlich erwähnt 
und schlecht dargestellt werden.   
 
Städtischer Träger:  
In einem Kindergarten haben sich einige Eltern zu einer WhatsApp-Gruppe 
zusammengeschlossen und haben über dieses Medium diffamierende und bedrohende 
Äußerungen über einige Kolleginnen der Einrichtung getätigt. Über eine Mutter aus dieser 
Whats-App-Gruppe, die sich damit nicht identifizieren wollte, ist die SQL an diese 
Informationen gekommen. 
Mit der am schwersten betroffenen Kollegin wurde Anfang September bei der Polizei eine 
Strafanzeige erstellt und um eine Gefährderansprache bei der Mutter gebeten. Die Anzeige 
wurde wegen Bedrohung und Übler Nachrede der Staatsanwaltschaft München I vorgelegt. 
Polizisten haben vor Ort der Verursachenden ein Kontaktverbot zur Kollegin erteilt und sie 
über die Strafanzeige informiert. 
Der Kollegin wurde zur Verarbeitung Einzelsupervision und dem Team Gruppensupervision 
zur Verfügung gestellt. 
Es fanden zudem Gespräche mit den verursachenden Eltern unter Beteiligung der 
Regionalleitung und der Stadtquartiersleitung statt. 
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Zentrale Gebührenstelle:  
Es ist nur ein Vorkommnis bekannt, das in diesem Zusammenhang gesehen werden kann. Im 
August 2022 hatte sich ein Beschwerdeführer über das Informationsschreiben zum neuen 
Servicekonzept der Zentralen Gebührenstelle echauffiert. Er störte sich an der Verwendung 
der gendergerechten Sprache und zog in einer Mail an das Gruppenpostfach einen 
Nazivergleich. Der Vorgang wurde an die Rechtsabteilung des Personalreferats gemeldet. Der 
Vorstoß war erfolgreich, denn POR-4/4-22 erstattete Strafanzeige gegen den 
Beschwerdeführer. Ob die Staatsanwaltschaft ein Ermittlungsverfahren eingeleitet hat, ist nicht 
bekannt. 
Für die Mitarbeiter*innen, die mit dem Vorfall befasst waren (Teamassistenz und 
Führungskräfte) war es ein sehr positives Signal, dass RBS-KITA und das POR den Vorgang 
ernstgenommen und rechtliche Schritte unterstützt bzw. eingeleitet haben. 
 
Fachberatung: 
In der Folge einer Stellenausschreibung für eine Koordinationsstelle LGBTIQ* im 
Geschäftsbereich KITA im Mai 2022 wurden beleidigende Emails und diskriminierende 
Bewerbungen zugeleitet. Daraufhin wurde ein Strafverfahren durch die Rechtsabteilung des 
POR und die Staatsanwaltschaft eröffnet.  
Betroffen davon waren die Beschäftigten, die im Ausschreibungstext als Kontaktpersonen 
benannt wurden. 
 
RBS-A (Allgemeinbildende Schulen) 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist den Führungskräften kein Fall bekannt, welcher unter die genannten 
Aspekte fällt. Die Abteilungsleitungen im Kernbereich sind hier nur im Rahmen der 
bestehenden Dienstvereinbarungen in Kenntnis gesetzt (Dienstvereinbarung Positionspapier 
Antidiskriminierung; Dienstvereinbarung zum fairen Umgang am Arbeitsplatz und gegen 
Mobbing), diese werden jährlich in den Dienststellen von den Mitarbeiter*innen unterschrieben 
bzw. können sich Mitarbeiter*innen an diverse Anlaufstellen innerhalb der Stadtverwaltung 
wenden. (Zentrale Anlaufstelle Mobbing) 
 
RBS-B (Berufliches Schulwesen) 
Es gab an den Schulen Meldungen bez. Beleidigungen etc. während des Lockdowns / 
digitalen Unterrichts. 
Nach Gesprächen mit Schulleitungen wird angenommen, dass die Dunkelziffer auf dem Gebiet 
sehr hoch ist. Besonders zu Anfang des Distanzunterrichts, als noch teilweise Plattformen wie 
"Jitsi Meet" verwendet wurden, auf der Benutzer*innen sich selbst Benutzer*innennamen 
geben konnten, kam es zu Zwischenfällen. So haben sich Schüler*innen an einer Schule 
Namen gegeben, die die Lehrkraft beleidigen, haben die Lehrkräfte nicht in den Raum 
gelassen oder sie rausgeworfen. In einem Fall hat ein Unbekannter sich mit Sturmmaske per 
Video gezeigt und die Lehrkraft gezielt verbal angegriffen. Einige dieser Fälle wurden auch bei 
der Polizei angezeigt. 
Uns sind zudem Fälle bekannt, in denen Lehrkräfte gefilmt wurden und in denen die Videos 
dann auf "TikTok" hochgeladen wurden. 
Der Kernbereich meldet Fehlanzeige. 
 
RBS-Dienststellenpersonalrat 
Dem DPR sind bislang sehr wenige Einzelfälle bekannt geworden, hierbei handelt es sich um 
diffamierende, beleidigende Formulierungen per dienstlicher E-Mail unter Kolleg*innen, gern 
auch an einen größeren Verteiler abteilungsübergreifend incl. Führungskräfte. Auch haben wir 
im Zuge der persönlichen Beratung von Kolleg*innen von Vorkommnissen in informellen 
(„dienstlich“ genutzten) Whatsapp-Gruppen erfahren. Innerhalb des Jahres 2022 drei Vorfälle, 
als geschlechtsspezifische Gewalt würden wir diese aber nicht einordnen. Es ging immer um 
das (Arbeits-)Verhalten, Kollegialität, Kompetenzen usw.  
Digitale Gewalt ausgehend von Bürger*innen, Kund*innen oder Klient*innen sind uns nicht 
bekannt geworden. 
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RBS-GL (Geschäftsleitung) 
Die Geschäftsleitung des RBS konnte keine besondere Form der digitalen Gewalt und dabei 
insbesondere geschlechtsspezifischer Gewalt feststellen. Die Abteilung RBS-AfA hat z. B. als 
Abteilung mit Parteiverkehr häufig mit Beschwerden von Kund*innen zu tun, die manchmal 
auch persönlich werden oder als Beleidigungen ausgelegt werden können. Dies geschieht 
schriftlich, per E-Mail oder auch telefonisch.  
 
RBS-ZIM (Zentrales Immobilienmanagement) 
Fehlanzeige; es sind keine Vorfälle hinsichtlich digitaler Gewalt gegenüber unseren 
Beschäftigten bekannt. 
 
  
2. Gibt es in Ihrem Bereich konkrete Maßnahmen zur Erfassung von Fällen digitaler 

Gewalt, z. B. ein Meldesysteme, Formular, etc.? 
 
RBS-KITA  
Zentrales Anfragen und Beschwerdemanagement bei KITA, Rückmeldung an SQL 
 
RBS-A  
Innerhalb der Abteilungen / Einrichtungen gibt es hierzu keine Regelung. Die Führungskräfte 
halten i. d. R. etwaige Fälle schriftlich fest und informieren die zuständige (Bereichs-)Leitung. 
Kernbereich: Fehlanzeige 
 
RBS-B 
Fehlanzeige (auch für den Kernbereich) 
 
RBS-DPR 
Dem DPR ist hierzu nichts bekannt. 
 
RBS-GL 
Fehlanzeige 
 
RBS-ZIM 
Fehlanzeige 
 
 
3. Werden die betroffenen Beschäftigten vor Ort unterstützt? Falls ja, in welcher 

Form? 
 
RBS-KITA 
Städtischer Träger 
Unterstützung durch Fachberatung, SQL, Leitungen, Stabsstellen ST etc. 
 
Fachberatung 
Nur im Einzelfall auf Anfrage durch die Psycholog*innen des Fachteams für Kinderschutz und 
Krisen. Darüber hinaus wurde durch das Personalreferat / P4 eine strafrechtliche Verfolgung 
geprüft. 
 
RBS-A 
Die Beschäftigten werden auf die diversen Unterstützungsmöglichkeiten hingewiesen. Es 
besteht die Möglichkeit Anlaufstellen wie im ersten Punkt genannt über WiLMA zu 
recherchieren und mit diesen Kontakt aufzunehmen. 
 
RBS-B 
Unterstützung durch Polizei und den Geschäftsbereich 
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RBS-DPR 
Der DPR, bzw. die Personalrät*innen beraten und unterstützen die Betroffenen, wie damit 
umzugehen ist. Ggf. wird auch die Beratung durch die Psychosoziale Beratungsstelle und/oder 
auch die Zentrale Stelle für Mediation und Konfliktmanagement empfohlen. 
 
RBS-GL 
Sollte es zu einem der genannten Fälle kommen, gibt es festgelegte Verfahren. Dabei sollen 
solche Fälle insbesondere an die Führungskräfte gemeldet werden, die dann bei der 
Bearbeitung unterstützend eingreifen. Außerdem orientieren wir uns dabei an der 
Handlungshilfe für Führungskräfte der Gefährdungsstufe III und IV, die von RBS-GL3 zur 
Beschäftigtensicherheit erstellt wurde (siehe Dokument im Anhang). Die bestehenden 
Angebote und Unterstützungsmöglichkeiten sind dabei aus unserer Sicht ausreichend. (Siehe 
Anlage) 
 
RBS-ZIM 
Betroffene Mitarbeiter*innen können sich jederzeit an ihre Führungskräfte wenden. Die 
Unterstützung wird an die jeweilige Situation angepasst und je nach Einzelfall auch 
notwendige weitere Unterstützung hinzugezogen bzw. eingebunden. 
 
RBS-öGB 
Beratungs- und Unterstützungsangebote des DBP, RPR und öGB, Weitervermittlung an 
themenspezifische Beratungsstellen, wie Stelle für interkulturelle Arbeit, KGL, FgR, AGG, 
zentrale Beschwerdestelle für sex. Belästigung und häusliche Gewalt, Koordinierungsbüro zur 
Umsetzung der UN-BRK; Fürsorgepflicht der Führungskräfte gegenüber ihren 
Mitarbeiter*innen, IseF, Psychologischer Dienst, Kinderschutzteam, Fortbildungsangebote 
 
 
4. War das Unterstützungsangebot der Landeshauptstadt München für die betroffenen 

Beschäftigten in den jeweiligen Einzelfällen aus Ihrer Sicht ausreichend oder wären 
konkrete weitere Präventions- und/oder Interventionsmaßnahmen sinnvoll 
gewesen? 

 
RBS-KITA 
Es wären konkrete Hilfemaßnahmen wichtig, insbesondere Beratung und konkrete Intervention 
zum entsprechenden Umgang im digitalen Raum.  
 
RBS-A 
Da bisher keine Erfahrungswerte vorliegen melden wir hier Fehlanzeige (auch für den 
Kernbereich). Grundsätzlich gilt es hier, die Führungskräfte zu sensibilisieren und für 
aufgedeckte Fälle entsprechende Maßnahmen auf den Weg zu bringen. 
 
RBS-B  
Hier fehlen die Rückmeldungen. Generell scheint es so, dass Unterstützungsangebote, 
Prävention und Sensibilisierung aller Beteiligten für die Problematik noch stärker an die 
Schulen und Lehrkräfte herangetragen werden müssten, evtl. über stärkere Anbindung der 
Angebote des Zentralpsychologischen Diensts über die Schulpsycholog*innen an die 
Lehrkräfte; hier genügt es nicht, nach Vorkommnissen den Lehrkräften eine Infobroschüre des 
Zentralpsychologischen Diensts in die Hand zu drücken. 
Der Kernbereich meldet Fehlanzeige für Fälle digitaler Gewalt. Falls es zu Fällen kommen 
sollte, würden sich die Mitarbeiter*innen vertrauensvoll an die Leitung wenden. 
 
 
RBS-DPR  
Grundsätzlich war/ist die institutionelle Unterstützung durch Beratungs- und Zentralstellen bei 
der LHM u.E. ausreichend, das Thema ist dort bereits angekommen. Eine eigene Stelle zur 
Prävention und Bekämpfung von digitaler Gewalt haben wir bisher nicht vermisst. Aber 
angemessene Umgangsformen bei der digitalen Kommunikation und die Sensibilisierung aller 
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Mitarbeitenden der LHM bezüglich z. B. Grenzüberschreitungen, sowohl intern als auch 
extern, sollte fester Bestandteil der Aus- und Fortbildung sein.  
 
RBS-ZIM 
Grundsätzlich begrüßt RBS-ZIM die Schaffung von Angeboten, Mitarbeiter*innen im Erkennen 
von und dem Umgang mit digitaler Gewalt zu schulen und dafür zu sensibilisieren. 
Wünschenswert wäre in diesem Zusammenhang auch - leicht zugängliche/auffindbare -
Informationen in WiLMA einzustellen. Unter dem Suchbegriff "digitale Gewalt" konnten weder 
hilfreiche Informationen/Unterlagen, die für Mitarbeiter*innen oder Führungskräften schnell 
(auffindbar) und unkompliziert zugänglich sind, noch spezielle Ansprechpartner*innen (an die 
sich Betroffene oder Führungskräfte wenden können), gefunden werden. Außer dem 2. 
Aktionsplan „Europäische Charta zur Gleichstellung von Frauen und Männern“ (hier war 
zumindest die Begrifflichkeit „Digitale Gewalt mit aufgezeigtem Handlungsbedarf“ zu finden) 
sind in WiLMA keine (nennenswerten) Informationen, um Opfer zu beraten sowie ihnen 
Schutz, Begleitung und Unterstützung anzubieten, feststellbar. 
 
RBS-öGB 
Handlungsbedarf an Fortbildungsangeboten wird gesehen sowie Enttabuisierung, um 
Dunkelziffer aufdecken zu können und weitere Handlungsbedarfe und 
Präventionsmaßnahmen erkennen zu können. 
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Ergänzende Stellungnahme des IT-Referates zur Masterarbeit „Automatisierte Detektion 

von Hatespeech im Genderkontext mit maschinellen Lernverfahren“ 

 

Digitale Gewalt bedroht die Digitale Teilhabe 

Digitale Gewalt bedroht die digitale Teilhabe, da sie Menschen dazu bringen kann, sich aus 

digitalen Foren zurückzuziehen. Das IT Referat (RIT) hat daher an einer wissenschaftlichen 

Arbeit der Hochschule München mitgewirkt, um technische Möglichkeiten zum Umgang mit 

digitaler Gewalt – fokussiert auf verbale digitale Gewalt – zu untersuchen. 

Erkenntnisse aus der Wissenschaft 

Im Rahmen einer Masterarbeit mit dem Inhalt „Automatisierte Detektion von Hatespeech im 

Genderkontext mit maschinellen Lernverfahren“ wurde in 2022 untersucht, in welchen 

Bereichen des digitalen Raums der Landehauptstadt München Risiken für sexistische 

Hassrede bestehen und wie technische Lösungen aus dem Bereich Natural Language 

Processing (NLP) eingesetzt werden können, um mit sexistischer Hassrede umzugehen. Die 

wichtigsten Erkenntnisse werden hier zusammengefasst. 

Bisherige Studien zeigen, dass insbesondere Social Media das Risiko für sexistische 

Hassredekommentare bergen. Verschiede Faktoren sind für dieses Risiko verantwortlich: 

• Die heterogene Zusammensetzung der Teilnehmenden erhöht das Konfliktpotenzial. 

• Anonymität der Teilnehmenden senkt Hemmschwellen. 

Die Wirkung dieser Faktoren wird noch verstärkt durch das schnelle Erstellen und Verbreiten 

von Inhalten oder Kommentaren und Reaktionen sowie die Vielseitigkeit der Formate der 

Kommunikation oder Reaktion (Teilen, Liken, ..). 

Grundsätzlich kann Hassrede in allen Kommunikationskanälen auftreten. Die digitalen Kanäle 

der LHM, die Ähnlichkeit mit der Funktionsweise von sozialen Netzen aufweisen, sind 

allerdings tendenziell anfälliger für das Auftreten digitaler Gewalt bzw. sexistischer digitaler 

Gewalt. Dazu gehören das Intranet (WILMA) und öffentlich zugängliche Diskussions- oder 

Kollaborationsplattformen (bspw. unser.muenchen.de). Jedoch reduzieren die begrenzte 

Reichweite und die fehlende Anonymität (v.a. Intranet) das Gefahrenpotenzial deutlich. Bei 

beiden Formen ist zudem durch Moderation und Redaktion eine Steuerung und 

Entschleunigung der Kommunikation möglich. Dies reduziert das Risikopotenzial weiter. 

Zur Prävention digitaler Gewalt bzw. zum Umgang mit entstandener digitaler Gewalt werden in 

der Masterarbeit verschiedene Ansätze für die LHM empfohlen: 

• Kommunikation, Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisierung 

• Monitoring bzw. Aufsicht durch Betreiber*innen von Kommunikationsplattformen 

• Verhaltenskodex für interne und externe Kommunikation  

• niederschwellige Anlaufstellen für Betroffene mit qualifiziertem Personal 

Technische Möglichkeiten zur automatisierten Erkennung von sexistischer Hassrede stehen 

noch am Anfang ihrer Entwicklung. Die Erkennung von Schimpfwörtern reicht nicht aus. 

Abkürzungen sowie Beleidigungen, die lediglich aus dem textuellen Kontext entstehen, wie 

Ironie oder Sarkasmus können bislang nur unzureichend erkannt werden. Da Sprache sich 

dynamisch entwickelt, ist eine Voraussetzung für die sichere Erkennung von sexistischer 

Hassrede der Zugang zu großen Mengen aktueller Trainings- und Vergleichsdaten. Aktuell 

wird bei verschiedenen großen Plattformbetreiber*innen an entsprechenden Lösungen 

gearbeitet. Es ist vorstellbar, dass Lösungen vergleichbar mit Virenscannern perspektivisch 

auf den Markt gebracht werden. 

Umgang mit digitaler Gewalt in den digitalen Kanälen der LHM 
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Das RIT ist als Querschnittsreferat zuständig für Prävention und Umgang mit digitaler Gewalt 

in Bezug auf die Beschäftigten der LHM bzw. dort, wo die LHM selbst Plattformen zur 

Diskussion anbietet, die für die Äußerung digitaler Hassrede missbraucht werden könnten. 

Das RIT hat daher für die betreffenden digitalen Kanäle Redaktionsnetzwerke etabliert, die 

Diskussionen und Kommentare beobachten und bei Bedarf eingreifen können. Außerdem gibt 

es jeweils Leitlinien im Sinne eines Verhaltenskodex, die auf einen sachlichen, 

wertschätzenden Umgangston hinweisen. 

Für den Umgang mit digitaler Gewalt sind zudem eindeutige Melde- und 

Bearbeitungsprozesse wichtig. Dafür gibt es im POR mit den Zentrale Anlauf-, Beschwerde- 

und Beratungsstellen eine klare Verortung für die Meldung von Fällen digitaler Gewalt sowie 

für die weitere Bearbeitung. Um im Bedarfsfall eine zügige Veranlassung auch von 

technischen Maßnahmen zum Umgang mit digitaler Gewalt zu ermöglichen, stellt das RIT eine 

Kontaktstelle zur Weiterleitung entsprechender Fälle an die jeweils zuständigen Stellen zur 

Bearbeitung im RIT bereit. Geeignete Prozesse für die gemeinsame Bearbeitung sind bereits 

in Entwicklung. 
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Datum: 09.01.2023 
Telefon: 0 233-22879
Telefax: 0 233-989 22879 
Nicole Anton 
nicole.anton@muenchen.de 
 

 Stadtkämmerei
Geschäftsleitung 
SKA-GL1 
 

   

StR-Antrag 20-26 / A 02540 - "Prävention und Bekämpfung von digitaler Gewalt  
hier: Bitte um Auskunft und Textbeitrag zum Vorkommen digitaler Gewalt in den 
Referaten und Eigenbetrieben zur Einarbeitung in die Beschlussvorlage 
 
 
Per Email 
 

 
Um das Vorkommen digitaler Gewalt innerhalb der Stadtverwaltung darstellen zu 
können, baten Sie am 27.10.2022 per Email um eine Stellungnahme zu folgenden 
Fragen: 
 

1. Inwiefern und in welchem Umfang sind die Beschäftigten in Ihrem Referat bzw. 
Eigenbetrieb von (geschlechtsspezifischer) digitaler Gewalt seitens der 
Bürger*innen, Kund*innen, Klient*innen, etc. betroffen, insbesondere in welchen 
Bereichen bzw. Abteilungen und über welche digitalen Medien? Nennen Sie 
bitte ggf. auch anonymisierte Fallbeispiele mit Angaben zu Bereich/Abteilung, 
betroffene Person (Führungskraft oder Mitarbeitende?), genutztes digitales 
Medium, Art/Thema der digitalen Gewalt, z.B. Hassrede, Beleidigung, etc.). 
 
Antwort: 
In der Stadtkämmerei sind keine Fälle von digitaler Gewalt bekannt. 
 

2. Gibt es in Ihrem Referat bzw. Eigenbetrieb konkrete Maßnahmen zur Erfassung 
von Fällen digitaler Gewalt, z.B. ein Meldesysteme, Formular, etc.? 
 
Antwort: 
Ein konkretes Meldesystem ist in der Stadtkämmerei nicht etabliert. Konkrete 
Vorkommnisse würden i.d.R. über die direkte Führungskraft an die 
Fachbereichsleitung und ggf. die Geschäftsleitung gemeldet. 
 

3. Werden die betroffenen Beschäftigten vor Ort unterstützt? Falls ja, in welcher 
Form? 
 
Antwort:  
Erste*r Ansprechpartner*innen wären die direkte Führungskraft bzw. 
Fachbereichsleitungen sowie die Personalvertretungen. Ggf. können städtische 
Beratungsstellen (z. B. Psychosoziale Beratungsstelle) unterstützend 
hinzugezogen werden. 
 

4. War das Unterstützungsangebot der Landeshauptstadt München für die 
betroffenen Beschäftigten in den jeweiligen Einzelfällen aus Ihrer Sicht 
ausreichend oder wären konkrete weitere Präventions- und/oder 
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Interventionsmaßnahmen sinnvoll gewesen? 
 
Antwort: 
Da bisher keine Fälle von digitaler Gewalt aufgetreten sind, kann dieser Punkt 
nicht beurteilt werden. 

 
gez. 
Kastner 
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